
Der Sachverständige kommt in seinen gutachtlichen 
Feststellungen, denen sich das Gericht in vollem Um­
fang anschließt, zu dem Ergebnis, daß der Unfall ent­
standen ist infolge der für diese Verkehrssituation zu 
hohen Geschwindigkeit, des leichten Feuchtigkeits­
gehalts der Fahrbahnstrecke und ihrer für einen Kraft­
fahrer nicht ohne weiteres erkennbaren Unebenheiten.

Das Gericht hatte zu prüfen, ob der Angeklagte fahr­
lässig seine Fahrgeschwindigkeit nicht so eingerichtet 
hatte, daß ein Unfall und seine Folgen vermieden 
werden konnten. Die Beantwortung dieser Frage ist 
abhängig von der Feststellung, ob der Angeklagte er­
kennen konnte und mußte, daß sich hier eine allgemeine 
Gefahrenstelle befand. Grundsätzlich ist auf den Auto­
bahnen der Deutschen Demokratischen Republik für 
Pkw eine Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h zulässig. 
Erlauben jedoch die jeweiligen Verkehrsverhältnisse 
eine solche Geschwindigkeit nicht, so muß eine diesen 
Verkehrsverhältnissen entsprechende Geschwindigkeit 
gewählt werden. Zum Unfallzeitpunkt erlaubte der 
Feuchtigkeitsgehalt der Fahrbahn bei ebener Straßen­
führung die vom Angeklagten gewählte Geschwindig­
keit. Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß die Un­
ebenheiten in der Fahrbahn für einen Kraftfahrer nicht 
ohne weiteres erkennbar sind. Deshalb ist das Warn­
zeichen „Schleudergefahr“ in entsprechender Entfer­
nung aufgestellt worden.
Mußte und konnte der Angeklagte dieses Verkehrs­
zeichen bemerken? Das Gericht ist der Auffassung, daß 
im Uberholungsprozeß selbst mit großer Wahrschein­
lichkeit das Verkehrszeichen für Kraftfahrer wahrzu­
nehmen ist und somit die Einlassungen des Angeklagten 
sehr zweifelhaft sind. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, 
daß in bestimmten Situationen tatsächlich das' Ver­
kehrszeichen durch die zu überholenden Fahrzeuge ver­
deckt werden kann. Da einer der Hauptgrundzüge des 
sozialistischen Strafrechts der Deutschen Demokrati­
schen Republik darin besteht, im Zweifel stets die für 
den Angeklagten günstigste Möglichkeit zu unterstellen, 
mußte auch hier im Zweifel zugunsten des Angeklagten 
davon ausgegangen werden, daß es eine Situation ge­
geben haben kann, in der das Warnzeichen „Schleuder­
gefahr“ beim Uberholungsvorgang nicht gesehen wer­
den konnte. Wenn dem Angeklagten nicht nachgewiesen 
werden kann, daß er das Warnzeichen gesehen hat, so 
kann ihm damit auch nicht bewiesen werden, daß er 
erkennen mußte, daß die von ihm gewählte Geschwin­
digkeit überhöht war. Im Zweifel muß daher zugunsten 
des Angeklagten davon ausgegangen werden, daß für 
ihn die Gefährlichkeit der Verkehrssituation und damit 
die Folgen eines möglichen Unfalls nicht voraussehbar 
waren. Er mußte daher in Übereinstimmung mit den 
Anträgen der Staatsanwaltschaft und der Verteidigung 
von der Anklage der fahrlässigen Tötung (§ 222 StGB) 
und der Übertretung der §§ 1, 4, 7 und 48 der Straßen­
verkehrsordnung mangels Beweises gemäß § 221 Ziff. 3 
StPO freigesprochen werden.

§§ 1, 14 StVO.
Übernimmt es ein verkehrserfahrener Bürger, ein ande­
res Fahrzeug einzuweisen, dann kann der Fahrer des 
Fahrzeugs bei Beachtung der eigenen Sorgfaltspflichten 
darauf vertrauen, daß dies mit der notwendigen Sorg­
falt geschieht.
KrG Halle-Saalkreis, Urt. vom 19. Februar 1960 — S 
8/60 V.
Die 22jährige Angeklagte ist Straßenbahnfahrerin. Am 
5. Dezember 1959 befuhr sie mit dem Straßenbahnzug 
Nr. 14 die D.-Straße. Auf der linken Seite der Fahrbahn 
bemerkte sie einen haltenden LKW. Auf der Fahrbahn 
standen zwei Bürger, die sich mit den Insassen des LKW 
unterhielten. Als die Angeklagte sich bis auf 50 Meter 
dem LKW genähert hatte, gab sie Läutesignale. Darauf­
hin verließ die eine Person, der Zeuge L., die Fahrbahn 
und betrat den Bürgersteig. Der später geschädigte Bei­

fahrer B. blieb auf der Breitseite des LKW stehen. Als 
der Zeuge Ru. ihn aufforderte, die Fahrbahn zu verlassen, 
faßte er sich an die Stirn. Die Angeklagte verringerte die 
Geschwindigkeit der Straßenbahn und brachte sie zWei 
Meter vor dem LKW zum Halten. Als der später ge­
schädigte B. winkte, sie solle weiterfahren, fuhr die An­
geklagte wieder langsam an. Dabei vertraute sie darauf, 
daß ein ausreichender Abstand vorhanden und die Sicher­
heit des gewarnten Bürgers B. gewährleistet sei. Das 
Winken des Beschädigten B. wertete sie als Einweisung. 
Trotzdem erfaßte dm Straßenbahn den Geschädigten. Er 
erlitt so starke Quetschungen, daß kurze Zeit nach dem 
Unfall sein Tod eintraf. Die Angeklagte brachte die 
Straßenbahn noch in Höhe des LKW wieder zum Stehen. 
Dieser Sachverhalt ergibt sich aus den übereinstimmenden 
Bekundungen der Angeklagten, der Zeugen Rü., Ra., L., 
Ru. und N. und des sachverständigen Zeugen Z.

Aus den G r ü n d e n :
Die Anklageschrift legte der Angeklagten zur Last, sie 
habe schuldhaft die Ursache für diesen Unfall gesetzt 
und damit eine fahrlässige Tötung begangen. Die Be­
weisaufnahme hat ergeben, daß die Angeklagte kein 
Verschulden am Zustandekommen dieses Unfalls trifft. 
Das Gericht ist in Übereinstimmung mit dem Verkehrs­
staatsanwalt der Auffassung, daß die Angeklagte sich 
verantwortungsbewußt verhalten hat. Sie gab rechtzeitig 
Läutesignale und näherte sich mit mäßiger Geschwin­
digkeit dem parkenden LKW. Daß sie den Straßenbahn­
zug zunächst vor dem Passieren des LKW zum Stehen 
brachte, spricht ebenfalls für ihr umsichtiges Verhalten, 
da sie Zweifel hatte, ob ein Vorbeifahren an dem LKW 
für den zwischen beiden Fahrzeugen stehenden Geschä­
digten gefahrlos vonstatten gehen könnte. Wenn sie 
nunmehr auf Grund des Winkens des Geschädigten, 
das sie ohne weiteres als Einweisung betrachten konnte* 
wieder anfuhr und langsam an dem LKW vorbeifuhr, 
so kann darin kein Verkehrs widriges und damit fahr­
lässiges Verhalten erblickt werden. Es handelte sich bei 
dem Geschädigten um einen Beifahrer eines Kraftfahr­
zeugs, der von seinem Standort aus wesentlich exakter 
den zur Verfügung stehenden Zwischenraum einschätzen 
konnte, als dies vom Standpunkt der Fahrerin aus mög­
lich war. Es ist infolgedessen auch keine Seltenheit, 
daß im Fährbetrieb der Straßenbahn Einweisungen 
durch dritte Personen vorgenommen werden. Auch ist 
festzustellen, daß für den Geschädigten durchaus die 
Möglichkeit bestanden hätte, vor Erreichen der Straßen­
bahn seinen Standort zu verlassen und den Hochbord 
zu erreichen.
Auf Grund dieses Beweisergebnisses war die Ange­
klagte gemäß § 221 Ziff. 1 StPO in Übereinstimmung 
mit dem Antrag des Verkehrsstaatsanwalts freizu­
sprechen, da der festgestellte Sachverhalt weder den 
Tatbestand der fahrlässigen Tötung noch der Übertre­
tung der Straßenverkehrsordnung erfüllt.

Zivilrecht
§§ 1 ff. GenG; § IX GVG.
1. Auf die Produktionsgenossenschaften bildender 
Künstler ist das Genossenschaftsgesetz vom 20. Mai 
1898 (RGBl. S. 810) nicht anwendbar. Analog anzuwen­
den ist vielmehr das Recht der sozialistischen Genossen­
schaften, d. h. die Grundsätze des Rechts der PHGs und 
LPGs.
2. Ein Zusammens'chluß zweier sozialistischer Genossen­
schaften unterliegt nicht der Nachprüfung durch das 
Gericht.
BG Dresden, Urt. vom 13. Oktober 1960 — 1 BC 47/60.
Im Jahre 1958 haben sich verschiedene bildende Künstler 
in D. zusammengeschlossen und die Produktionsgenossen­
schaft „Bildender Künstler“, die in diesem Verfahren als 
Klägerin auftritt, gebildet. Die Registrierung ist am 
14. Juli 1958 beim Rat der Stadt D., Abt. Kultur, erfolgt. 
Davon unabhängig hat sich auch die Verklagte — die PGH 
„Kunst am Bau“ — konstituiert.
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